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Text 

Vorgehen bei Mangelhaftigkeit der Angebote 

§ 68. (1) Ergeben sich bei der Prüfung der Angebote Unklarheiten über das Angebot oder über die 
geplante Art der Durchführung der Leistung oder werden Mängel festgestellt, so ist, sofern die 
Unklarheiten für die Beurteilung der Angebote von Bedeutung sind, vom Bieter eine verbindliche 
Aufklärung zu verlangen. Die vom Bieter übermittelten Auskünfte bzw. die vom Bieter allenfalls 
vorgelegten Nachweise sind der Dokumentation über die Prüfung der Angebote beizuschließen. 

(2) Die durch die erfolgte Aufklärung allenfalls veranlasste weitere Vorgangsweise darf die 
Grundsätze des § 14 Abs. 1 nicht verletzen. 

(3) Ergeben sich bei der Prüfung der Eignung von Subunternehmern, die für den Nachweis der 
Eignung des Bieters nicht erforderlich sind, Mängel, die nicht durch eine Aufklärung gemäß Abs. 1 und 2 
behoben werden können, so hat der Auftraggeber den betreffenden Subunternehmer abzulehnen. 

(4) Weist ein Angebot solche Mängel auf, dass eine Bearbeitung nicht zumutbar ist, so ist es 
auszuscheiden. 

(5) Der Auftraggeber hat das Angebot jedenfalls auszuscheiden, wenn die Prüfung ergibt, dass der 
Bieter die in § 56 genannten Bestimmungen nicht berücksichtigt hat. 
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